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1 Die Strategische Umweltprüfung (SUP)

Zielstellung
Die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) hat 
sich seit Beginn der 90er Jahre als ein unverzicht-
bares und bewährtes Instrument zur Zulassung 
umwelterheblicher Vorhaben und Projekte eta-
bliert (EWG 1985). Mit der Richtlinie 2001/42/EG 
(EG 2001) kommt nun ein weiteres Instrument 
der Umweltvorsorge, die sogenannte Strategische 
Umweltprüfung (SUP) hinzu, die auf Pläne und 
Programme ausgerichtet ist und den Kanon der 
Umweltprüfung vervollständigt. Die Anforderun-
gen der europäischen SUP-Richtlinie sind im Jahr 
2004 durch die Neufassung des Baugesetzbuchs 
(BauGB) und im Jahr 2005 durch die Neufassung 
des Gesetzes über die Umweltverträglichkeits-
prüfung (UVPG) in bundesdeutsches Recht sowie 
in weiteren Gesetzen, wie das Landesplanungs-
gesetz des Landes Sachsen-Anhalt umgesetzt 
worden.
Entsprechend der Dortmunder Erklärung zur Um-
weltprüfung der Zukunft vom 7. September 2007 
wurde mit der Einführung der SUP eine breite 
Basis geschaffen, die eine stärkere Verankerung 
des Vorsorgeprinzips in der Planung gewährleis-
tet. Ziel der SUP-Richtlinie ist es, ein hohes Um-
weltschutzniveau sicherzustellen und frühzeitig 
einen Beitrag zu leisten, um Umwelterwägun-
gen schon bei der Ausarbeitung und Annahme 
von Plänen und Programmen berücksichtigen zu 
können. Der entscheidende Vorteil dabei ist, dass 
wichtige zulassungsrelevante Umweltaspekte 
nicht erst bei der abschließenden Genehmigung, 
sondern bereits auf den vorgelagerten Planungs-
ebenen einbezogen werden können. Die SUP stellt 
sicher, dass schon Planungen, die Festlegungen 
für spätere Zulassungsentscheidungen treffen, 
umweltverträglich, transparent und unter Einbe-

ziehung der Öffentlichkeit durchgeführt werden. 
Das kommt der Planungsqualität zugute, vermei-
det Fehlplanungen und stärkt die Akzeptanz von 
Planungsentscheidungen.

Inhalte
Zentrales Element der Strategischen Umweltprü-
fung ist der zu erstellende Umweltbericht, in dem 
insbesondere die voraussichtlich erheblichen 
negativen wie positiven Umweltauswirkungen 
des Plans oder Programms und vernünftige Pla-
nungsalternativen zu ermitteln, zu beschreiben 
und zu bewerten sind. Untersuchungsgegen-
stand sind die Schutzgüter im Sinne des UVPG 
(vgl. Tab. 1, letzte Spalte). Die Inhalte des Umwelt-
berichtes sind im Einzelnen in §14g Abs. 2 UVPG 
aufgeführt.

Verfahren
Das Verfahren für die SUP ist eng an das bewährte 
Verfahren der UVP angelehnt und umfasst:

die Feststellung der SUP-Pflicht (§§14a-c UVPG),• 
die Festlegung des Untersuchungsrahmens • 
einschließlich des Umfangs und Detaillie-
rungsgrades des Umweltberichtes (Scoping) 
(§14f UVPG),
die Erstellung des Umweltberichtes (§14g Abs. 2 • 
UVPG),
die Behörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung • 
(§14h-j UVPG),
die Berücksichtigung des Umweltberichtes und • 
der Ergebnisse durchgeführter Beteiligungen 
(§14k UVPG),
die Bekanntgabe der Entscheidung über die An-• 
nahme des Planes (§14l UVPG) sowie
die Überwachung (§14m UVPG).• 
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Tab. 1: Gegenüberstellung der „Schutzgüter“ entsprechend dem Naturschutz- und Umweltverträglich-
keitsrecht.

N a t u r s c h u t z r e c h t
Umweltverträglichkeits-
prüfung/ Strategische 
Umweltprüfung

§1 BNatSchG / NatSchG 
LSA
Ziele des Naturschutzes 
und der Landschafts-
pflege (Auszug)

§2 BNatSchG bzw. §2 
NatSchG LSA
Grundsätze (zur Verwirk-
lichung der Ziele) des Na-
turschutzes und der Land-
schaftspflege (Auszug)

§13 NatSchG LSA
Begriff und Inhalte1 der 
Landschaftsplanung 
(Auszug)

§2 UVPG
Begriffsbestimmungen 
(Auszug)

1. Leistungs- und Funk-
tionsfähigkeit des 
Naturhaushalts2,

2. Regenerationsfähig-
keit und nachhaltige 
Nutzungsfähigkeit 
der Naturgüter,

3. Tier- und Pflanzen-
welt einschließlich 
ihrer Lebensstätten 
und Lebensräume 
sowie 

4. Vielfalt, Eigenart 
und Schönheit sowie 
des Erholungswertes 
von Natur und Land-
schaft.

1. Naturhaushalt2

2. Naturgüter
3. Böden
4. natürliche und naturnahe 

Gewässer
6. Klima
8. biologische Vielfalt
9. wild lebende Tiere und 

Pflanzen und ihre Le-
bensgemeinschaften ... als 
Teil des Naturhaushalts 
in ihrer natürlichen und 
historisch gewachsenen 
Vielfalt

 Biotope3 und ihre sonsti-
gen Lebensbedingungen

12. natürliche Landschafts-
strukturen

13. Landschaft in ihrer Viel-
falt, Eigenart und Schön-
heit auch wegen ihrer 
Bedeutung als Erlebnis- 
und Erholungsraum des 
Menschen

14. historische Kulturland-
schaften und 

 -landschaftsteile

 ... unter Abwägung aller 
sich aus den Zielen nach 
§1 ergebenden Anforde-
rungen untereinander 
und gegen die sonstigen 
Anforderungen der All-
gemeinheit an Natur und 
Landschaft.

(2) wesentliche Inhalte:

1. Ermittlung und 
Beschreibung des 
vorhandenen und zu 
erwartenden Zustands 
von Natur und Land-
schaft

2. Konkretisierung der 
Ziele und Grundsätze 
des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege

3. Bewertung des vorhan-
denen und zu erwar-
tenden Zustands von 
Natur und Landschaft 
und der zu erwarten-
den Veränderungen ..., 
einschließlich der sich 
daraus gebenden Kon-
flikte

4. Darstellung der Erfor-
dernisse und Maßnah-
men des Naturschutzes 
und der Landschafts-
pflege

Umweltverträglichkeit 
umfasst die Ermittlung, Be-
schreibung und Bewertung 
der unmittelbaren Auswir-
kungen ... auf

1. Menschen, einschließlich 
der menschlichen Ge-
sundheit, Tiere, Pflanzen 
und die biologische Viel-
falt

2. Boden, Wasser, Luft, 
Klima und Landschaft

3. Kulturgüter und sonstige 
Sachgüter

4. Wechselwirkungen zwi-
schen den vorgenannten 
Schutzgütern

1 NatSchG LSA §12: „Die Inhalte der Landschaftsplanung dienen der Verwirklichung der Ziele und Grundsätze des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege.“

2 NatSchG LSA § 11(1)1.: Naturhaushalt = seine Bestandteile Boden, Wasser, Luft, Klima, Tiere und Pflanzen sowie 
das Wirkungsgefüge zwischen ihnen

3 NatSchG LSA § 11(1)2.: Biotope = Lebensstätten und Lebensräume wild lebender Tiere und Pflanzen
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Bei der Festlegung des Untersuchungsrahmens 
ist bei Plänen und Programmen eines mehrstufi-
gen Planungs- und Zulassungsprozesses zur Ver-
meidung von Mehrfachprüfungen zu klären, auf 
welcher der Stufen dieses Prozesses bestimmte 
Umweltauswirkungen schwerpunktmäßig ge-
prüft werden sollen (§14f Abs. 3 UVPG).
Die Behörden, die in ihrem umweltbezogenen 
Aufgabenbereich betroffen sein können und die 
Öffentlichkeit sind an der Planung zu beteiligen. 
Hierzu sind der Entwurf des Plans, der Umweltbe-
richt und weitere Planungsunterlagen innerhalb 
einer angemessenen Frist öffentlich auszulegen. 
Der Umweltbericht sowie die Stellungnahmen 
der Umweltbehörden und der Öffentlichkeit sind 
bei der weiteren Planaufstellung zu berücksichti-
gen.
Nach Abschluss des Verfahrens ist die Annahme 
des Plans oder Programms öffentlich bekannt 
zu machen. Der angenommene Plan ist danach 
erneut zur Ansicht auszulegen. Dabei ist zu er-
läutern, wie der Umweltbericht und die abgege-
benen Stellungnahmen berücksichtigt worden 
sind und weshalb der konkrete Plan bei einer Ab-
wägung mit den geprüften Alternativen gewählt 
worden ist.
Die erheblichen Umweltauswirkungen der 
Durchführung des Plans oder Programms sind zu 
überwachen (Monitoring), um möglichst frühzei-
tig unvorhergesehene negative Auswirklungen 
ermitteln und geeignete Abhilfemaßnahmen er-
greifen zu können.
Die Durchführung der SUP obliegt analog der UVP 
der planaufstellenden Behörde (§2 Abs. 4 UVPG).

Anwendungsbereiche
Entsprechend dem §14b UVPG besteht eine Prüf-
pflicht für Pläne und Programme in den Berei-
chen Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Fischerei, 
Energie, Industrie, Verkehr, Abfallwirtschaft, 
Wasserwirtschaft, Telekommunikation, Frem-
denverkehr, Raumordnung und Bodenordnung, 
wenn sie rahmensetzend für künftige Genehmi-
gungen von Projekten nach den Anhängen I und 
II der UVP-Richtlinie (EWG 1985) sind bzw. wenn 
voraussichtliche Auswirkungen auf Gebiete nach 
FFH-Richtlinie (EWG 1992) zu erwarten sind und 
sie damit einer FFH-Verträglichkeitsprüfung un-
terliegen (Louis 2007). Eine SUP ist obligatorisch 
insbesondere für die Bundesverkehrswegepla-
nung, bestimmte wasserwirtschaftliche Pläne und 

Programme, wie die Maßnahmeprogramme der 
europäischen Wasserrahmenrichtlinie (WRRL), 
die Landesentwicklungs- und Regionalplanung, 
die Bauleitplanung, die Landschaftsplanung, Pla-
nungen im Bereich der Luftreinhaltung und des 
Lärmschutzes sowie für Abfallwirtschaftspläne.

Auf den ersten Blick erscheint es unverständlich, 
dass eine Naturschutzfachplanung, wie die Land-
schaftsplanung, selbst einer Umweltprüfung un-
terzogen werden muss. Über die SUP-Pflicht für 
Landschaftsplanungen wurde in Deutschland 
auch lange Zeit intensiv gestritten. Die SUP-Pflicht 
für Landschaftsplanungen wird insbesondere da-
mit begründet, dass grundsätzlich Planungen mit 
„voraussichtlich erheblichen Umweltauswirkun-
gen“ geprüft werden müssen, also auch solche 
Planungen, die positive Umweltauswirkungen er-
warten lassen. Außerdem setzen Landschaftspla-
nungen einen Rahmen und unterliegen selbst ei-
ner Aufstellungspflicht. Trotz des breiten Wider-
standes, insbesondere einiger Ländervertreter im 
Bundesrat und des Bundes der Landschaftsarchi-
tekten gilt nunmehr für Landschaftsplanungen 
die SUP-Pflicht (§14b Abs. 1 UVPG), allerdings unter 
Anwendung der Sonderregelung des §19a UVPG. 
Gemäß des Entwurfs der Novelle zum BNatSchG 
wird sich die Erforderlichkeit einer Strategischen 
Umweltprüfung bei Landschaftsplanungen nach 
dem Landesrecht richten.

2 Die Landschaftsplanung in 
 Sachsen-Anhalt

Die Landschaftsplanung ist das zentrale raumbe-
zogene Planungsinstrument des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege. Sie enthält Grundla-
geninformationen, Bewertungsmaßstäbe und 
-ergebnisse zu Natur und Landschaft einschließ-
lich räumlich konkreter Entwicklungsziele. Für 
die räumliche Gesamtplanung und für andere 
Fachplanungen werden spezielle Anforderungen 
formuliert.
Das System der Landschaftsplanung ist in Sach-
sen-Anhalt dreistufig aufgebaut (siehe Tab. 
2). Das Landschaftsprogramm des Landes, die 
Landschaftsrahmenpläne der Landkreise und 
die Landschaftspläne der Gemeinden sind gut-
achtliche Fachpläne des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege. Entsprechend gesetzlichem 
Auftrag sind durch die Landschaftsplanung, die 
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Erfordernisse und Maßnahmen des Naturschut-
zes und der Landschaftspflege für den jeweiligen 
Planungsraum darzustellen und zu begründen 
(§12 NatSchG LSA). 

Die Landschaftsplanung ist auf der entsprechen-
den Planungsebene insbesondere:

Fachplan des Naturschutzes und der Land-• 
schaftspflege,
Beitrag zur verbindlichen räumlichen Gesamt-• 
planung (Raumordnung/ Bauleitplanung) und
Beitrag zu anderen Fachplanungen.• 

Die Landschaftsplanungen der einzelnen Pla-
nungsebenen bilden ein System und sind unter 
Anwendung des Gegenstromprinzips aufzustel-
len. Die Darstellungen der Erfordernisse und 
Maßnahmen des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege werden in der Planungshierarchie 
einerseits von unten nach oben generalisiert und 
verallgemeinert und andererseits von oben nach 
unten konkretisiert und präzisiert. Die einzelnen 
Planungsebenen sind eng miteinander verknüpft 
und bedingen einander.
Die Inhalte der Landschaftsplanung sind als 
Abwägungsgrundsatz in Planungen und Ver-
waltungsverfahren zu berücksichtigen, deren 
Entscheidungen sich auf Natur und Landschaft 
auswirken können. Wird den Inhalten der Land-
schaftsplanung nicht Rechnung getragen, ist dies 
zu begründen. Des Weiteren sind die Landschafts-

planungen im Rahmen von Umweltverträglich-
keitsprüfungen als Beurteilungsgrundlage her-
anzuziehen (§12 NatSchG LSA).
Bezüglich der Zielstellungen, der Inhalte und des 
Verfahrensablaufes weisen Landschaftsplanung 
und SUP wesentliche Gemeinsamkeiten auf. Des-
halb ist es besonders wichtig, beide Instrumente 
in engem Zusammenhang und unter Berücksich-
tigung ihrer gemeinsamen Wirkungsmechanis-
men zu betrachten.

3 Die Anwendung der SUP in der 
 Landschaftsplanung

Der Gesetzgeber hat für die Durchführung der 
Strategischen Umweltprüfung bei Landschafts-
planungen deshalb die Sonderregelung des §19a 
UVPG eingeführt, weil die Landschaftsplanung 
als Fachplanung des Naturschutzes selbst „viel-
fältige Parallelen zur Strategischen Umweltprü-
fung“ aufweist. In der Gesetzesbegründung wird 
davon ausgegangen, dass der beschreibende Teil 
der Landschaftsplanung „bei entsprechender 
Strukturierung wesentliche Anforderungen eines 
Umweltberichts im Rahmen der Strategischen 
Umweltprüfung erfüllen“ kann. Die Strategische 
Umweltprüfung bei Landschaftsplanungen soll 
daher „nicht als eigenständiger, zur Planaufstel-
lung hinzutretender Prüfungsschritt ausgestaltet 
werden“. Die Landschaftsplanungen sollen „le-
diglich um einzelne Elemente der Strategischen 

Planungs-
ebene

Maßstabsebene Konkreti-
sierungs-
grad

Landschaftsplanung
(NatSchG LSA §§ 12-17)

verbindliche 
Gesamtplanung
(LPlG, BauGB)

Land
Sachsen-
Anhalt

1:300.000 Landschaftsprogramm
(NatSchG LSA §14)

Landesentwicklungsplan
(LPlG §§ 4,5)

Planungs-
region

1:100.000 Regionaler Entwicklungs-
plan
(LPlG §§ 6,7)

Landkreis 1:50.000 Landschaftsrahmenplan
(NatSchG LSA §15)

Gemeinde, 
Gemeinde-
verband, …

1:10.000 örtlicher Landschaftsplan
(NatSchG LSA §16)

Bauleitplanung / Flächen-
nutzungsplan (BauGB)

Tab. 2: Planungsebenen im Land Sachsen-Anhalt.
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Umweltprüfung ergänzt werden, die bisher in 
der Landschaftsplanung nicht enthalten waren.“ 
(Deutscher Bundestag 2004).
Im Einzelnen ergeben sich damit die folgenden 
zusätzlichen bzw. ergänzenden Anforderungen 
an die Landschaftsplanung.

3.1 Erweiterung des Schutzgutkataloges 
 in der Landschaftsplanung
Entsprechend §19a UVPG sind bei der Aufstel-
lung oder Änderung von Landschaftsplanungen 
nach den §§ 151 und 162 BNatSchG die Umweltaus-
wirkungen auf die im §2 Abs. 1 Satz 2 UVPG ge-
nannten Schutzgüter in die Darstellung nach §14 
Abs. 13 BNatSchG aufzunehmen. In der Tab. 1 sind 
die Schutzgüter beider Instrumente, einerseits 
der Landschaftsplanung nach Naturschutzrecht 
und andererseits der SUP nach Umweltverträg-
lichkeitsrecht gegenübergestellt. Vergleicht man 
die aufgeführten Schutzgüter ist künftig in der 
Landschaftsplanung eine zusätzliche Betrach-
tung der Schutzgüter „Menschen, einschließlich 
der menschlichen Gesundheit“ und „Kulturgüter 
und sonstige Sachgüter“ sowie der „Wechselwir-
kungen zwischen den Schutzgütern“ erforderlich. 
Bei der Formulierung von speziellen Schutzzielen 
ist es möglich, dass bestimmte Prioritäten festge-
legt werden müssen, die ggf. andere Schutzgüter 
beeinträchtigen können. Die Wechselwirkungen 
zwischen den Schutzgütern sind in der Land-
schaftsplanung bereits in der Vergangenheit un-
tersucht worden. Angesichts der hinzugekomme-
nen Schutzgüter ist hier eine erweiterte Betrach-
tung notwendig. 

3.2 Anpassung des Verfahrens der 
 Landschaftsplanung an die 
 Anforderungen der SUP
In der Begründung zum Gesetzesentwurf (Deut-
scher Bundestag 2004, S. 38f.) heißt es zu § 19a 
Abs. 2 UVPG:
„Satz 2 enthält aufgrund der Rahmengesetzge-
bungskompetenz des Bundes nach Artikel 75 Abs. 
1 des Grundgesetzes einen Regelungsauftrag an 
die Länder. Danach regeln diese die notwendigen 

1 Landschaftsprogramme und Landschaftsrahmen-
pläne

2 Landschaftspläne
3 Erfordernisse und Maßnahmen des Naturschutzes 

und der Landschaftspflege

Verfahrensschritte zur Durchführung der Strate-
gischen Umweltprüfung in der Landschaftspla-
nung. Dabei sind die Verfahren zur Aufstellung 
und Änderung von Landschaftsplanungen le-
diglich um fehlende Elemente und Verfahrens-
schritte aus der Strategischen Umweltprüfung 
zu ergänzen. So bedarf es insbesondere einer 
Festlegung des Untersuchungsrahmens (vgl. § 14f 
UVPG) und einer Prüfung von Alternativen nach 
§ 14g Abs. 2 Nr. 8 UVPG. Darüber hinaus muss im 
Rahmen der Landschaftsplanung eine Öffentlich-
keits- und Behördenbeteiligung entsprechend 
der §§ 14h und 14i UVPG sowie eine Überwachung 
der voraussichtlich erheblichen Umweltauswir-
kungen erfolgen.“ In Sachsen-Anhalt steht die 
landesrechtliche Umsetzung im Rahmen eines 
Artikelgesetzes unmittelbar bevor.
Die Festlegung des Untersuchungsrahmens (Sco-
ping) ist entscheidend und richtungsweisend 
für das gesamte Verfahren und stellt bereits die 
Weichen für den Aufwand und die Ergebnisse 
der SUP (Bundesamt für Naturschutz 2005). Hier 
erfolgen die Festlegungen von Untersuchungs-
schwerpunkten, von Umfang und Detaillierungs-
grad sowie zur Einbeziehung von Behörden und 
Öffentlichkeit im konkreten Fall. Mögliche Syner-
gieeffekte zu anderen SUP-pflichtigen Planungen 
sollten ebenfalls vorab geprüft werden. Der zu-
sätzliche Aufwand der Umweltprüfung von Land-
schaftsplanungen wird i. d. R. gering sein, wenn 
bereits im Scoping klar erkennbar wird, dass kei-
ne erheblichen negativen Umweltauswirkungen 
von Inhalten der Landschaftsplanung ausgehen.
Mit der Festschreibung einer nunmehr umfang-
reicheren und mehrfachen Öffentlichkeits- und 
Behördenbeteiligung ist eine noch breitere Ein-
flussnahme während der Planaufstellungsphase 
gewährleistet. Dies kann sich positiv auf die Qua-
lität auswirken, kann wesentlich zum Verständnis 
sowie zur höheren Akzeptanz der Landschaftspla-
nung beitragen und hilft, die Öffentlichkeit noch 
mehr für die Belange von Naturschutz und Land-
schaftspflege zu sensibilisieren.
Im Rahmen der Umsetzung der SUP-Richtlinie 
führt die EU-Kommision zur Frage der Überwa-
chung aus: „Wenn die Überwachung auf zufrie-
denstellende Weise in dem regulären Planungs-
zyklus integriert werden kann, ist es unter Um-
ständen nicht notwendig, zu ihrer Durchführung 
einen eigenen Verfahrensschritt einzurichten.“ 
(EU-Kommission 2003, Pkt. 8.5). Da nach NatSchG 
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LSA bei den Landschaftsplanungen aller Pla-
nungsebenen (§§ 14-16 NatSchG LSA) eine Fort-
schreibungspflicht besteht, ist zu prüfen, ob bei 
regelmäßiger Fortschreibung der Landschafts-
planungen die Überwachung als eigenständiger 
Verfahrensschritt entfallen kann.

4 Die Nutzung der Ergebnisse der 
 Landschaftsplanung für die SUP 
 anderer Pläne

Entsprechend §14 Abs. 1 BNatSchG bzw. §§ 14-16 
NatSchG LSA bestehen Aufstellungspflichten für 
Landschaftsprogramm, Landschaftsrahmenpläne 
und Landschaftspläne. Die Landschaftsplanung 
ist alternativlos die einzige Planung, die umfas-
send Natur und Landschaft im Allgemeinen wie 
im Speziellen sowie Schutzgüter im Einzelnen 
und im Wirkungszusammenhang darstellt und 
bewertet. Sie wird damit zur unverzichtbaren Ab-
wägungsvoraussetzung für andere Planungen.
Durch §19a Abs. 3 UVPG wird festlegt, dass die 
Inhalte der Landschaftsplanung mit integrierter 
SUP bei der SUP anderer Pläne und Programme 
heran  zuziehen sind. Die Anwendung des §14g 
Abs. 4 UVPG ermöglicht ebenfalls die Berücksich-
tigung von Planungsergebnissen ohne integrier-
te SUP. Des Weiteren kommt §14 Abs. 2 BNatSchG 
bzw. §12 NatSchG LSA zur Anwendung, demzufol-
ge die Inhalte der Landschaftsplanung in Planun-
gen und Verwaltungsverfahren zu berücksich-
tigen sind und eine Begründung erfolgen muss, 
soweit den Inhalten der Landschaftsplanungen 
nicht Rechnung getragen werden kann.
Eine Umweltprüfung von Programmen und Plä-
nen bspw. des Landesentwicklungsplanes, der Re-
gionalen Entwicklungspläne oder der Bauleitplä-
ne kann die Anforderungen an die Strategische 
Umweltprüfung kaum erfüllen, wenn keine ad-
äquate Landschaftsplanung (vgl. Tab. 2) vorliegt. 
Dies betrifft sowohl die notwendigen Zustands-
erfassungen als auch Bewertungsmaßstäbe, 
Zielstellungen, aktuelle Bewertungen, Strategien 
und Maßnahmen, die in der Landschaftsplanung 
enthalten sind.

Ein besonders enges Verhältnis besteht zwischen 
Landschaftsplan und Bauleitplan. Beide sind im 
Naturschutzrecht und Baurecht verankert. Die 
Aufstellungspflicht für flächendeckende örtliche 
Landschaftspläne, insbesondere zur Vorbereitung 

von Flächennutzungsplänen ergibt sich aus §16 
Abs. 1 NatSchG LSA. In Sachsen-Anhalt wird das 
Modell der Sekundärintegration praktiziert, d.h. 
die Landschaftspläne werden zunächst als gut-
achtliche Fachpläne aufgestellt. Verbindlichkeit 
erlangen Inhalte erst durch Übernahme in die 
Bauleitplanung. Laut §1 BauGB sind die Darstel-
lungen von Landschaftsplänen bei der Aufstel-
lung der Bauleitpläne zu berücksichtigen. Ent-
sprechend §2 BauGB sind die Bestandsaufnahmen 
und Bewertungen von Landschaftsplanungen in 
der Umweltprüfung des Bauleitplanes heranzu-
ziehen. Zur Nutzung von Synergieeffekten und 
zur Vermeidung von Doppelarbeiten (Mehrfach-
prüfungen) ist eine enge Kopplung der Aufstel-
lung der Landschaftspläne und Bauleitpläne un-
erlässlich.

5 Fazit für die Landschaftsplanung

Die Anwendung der SUP in der Landschaftspla-
nung und für andere Planungen stärkt insgesamt 
die Rolle der Landschaftsplanung.
Das Ziel der SUP besteht darin, nicht nur die vor-
aussichtlich erheblichen negativen sondern auch 
die positiven Umweltauswirkungen des Plans 
oder Programms zu ermitteln und zu bewerten. 
Und hier liegen eindeutig die Stärken des Instru-
mentariums Landschaftsplanung. Deshalb sollte 
die SUP-Pflicht für die Landschaftsplanung als 
Chance verstanden werden, die positiven Um-
weltauswirkungen entsprechend herauszuarbei-
ten und hervorzuheben.
Des Weiteren sollte in der Landschaftsplanung 
deutlich zum Ausdruck gebracht werden, welches 
Potenzial und welche Vorteile in der Aufstellung 
und regelmäßigen Fortschreibung fachlich fun-
dierter und qualifizierter Landschaftsplanungen 
(Landschaftsprogramm, Landschaftsrahmenplä-
ne und Landschaftspläne) liegen, insbesondere 
als Fachbeitrag für andere SUP-pflichtige Pro-
gramme und Pläne und deren Genehmigungs-
fähigkeit. Schließlich lassen sich mit flächende-
ckend vorliegenden Landschaftsplanungen aller 
Planungsebenen auch effektiver vernünftige Al-
ternativen in verschiedenen anderen Plänen he-
rausarbeiten und begründen.
Die SUP ist sowohl Herausforderung als auch 
Chance für die Landschaftsplanung.
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